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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Um nicht noch zusätzliche Bereiche des BRF durch präjudizierende Regelungen zu
belasten, lehnte der Bundesrat und mit ihm der Nationalrat eine Motion Bremi (fdp, ZH;
Mo. 85.539) für eine vorgezogene Schaffung von Rechtsgrundlagen zur Einführung des
Regionalfernsehens mit 79 zu 20 Stimmen ab. Die grosse Kammer überwies den
Vorstoss nur als Postulat. Ausschlaggebend war namentlich die Haltung der CVP-
Fraktion, welche befürchtete, dass ein in Konkurrenz zur SRG stehendes
Regionalfernsehen nur den grossen Agglomerationen, nicht aber den Berg- und
Randregionen etwas bringen werde. Bis zur Verabschiedung des BRF wird damit in
Sachen Regionalfernsehen vorläufig kein Entscheid gefällt werden. Vom Nationalrat
abgelehnt wurde eine Motion (85.460) der SP-Fraktion für einen Dringlichen
Bundesbeschluss zur Schaffung einer Übergangsregelung im Bereich von Radio und
Fernsehen. Der aus frequenztechnischen Gründen einzige mögliche zusätzliche
terrestrische Fernsehkanal in der Schweiz wird dereinst entweder an private
Veranstalter oder an eine nationale Trägerschaft mit Einschluss der SRG vergeben
werden. Da Entscheide noch nicht bevorstehen, wurden vorderhand
Meinungspositionen aufgebaut. Die im Vorjahr konstituierte Schweizerische
Vereinigung für elektronische Kommunikation (Helvecom), die sich aus
branchenfremden Firmen der Privatwirtschaft zusammensetzt, lehnte in einer Eingabe
an Bundesrat Schlumpf die Zusammenarbeit regionaler Veranstalter mit der SRG strikte
ab und plädierte für eine private Konkurrenzkette, die mittels Werbung und
Subventionen im Rahmen der staatlichen Filmförderung finanziert werden soll. Als
weitere medienpolitische Lobbies etablierten sich eine Interessengemeinschaft für ein
privates Regionalfernsehen (verschiedene Medienunternehmen und Verlage) sowie eine
Interessengemeinschaft Regionalfernsehen/4.Senderkette (acht Organisationen,
darunter SRG, Verein Basler Regionalfernsehen, usw.). Über den Bereich des
Regionalfernsehens hinaus und gegen eine fortschreitende Kommerzialisierung der
Medien allgemein wandte sich die neu gegründete Arbeitsgemeinschaft für
Kommunikationskultur (AfK). 175 Persönlichkeiten unterzeichneten die
«Medienerklärung 86» dieser nichtkommerziellen Lobby. 1

MOTION
DATUM: 16.09.1986
CHRISTIAN MOSER

Der ständige Nachfrageüberhang bei der Fernsehwerbung veranlasste die SRG, ein
Gesuch um Ausdehnung der bisher zugelassenen Werbezeit von täglich 23 Minuten auf
30 sowie um die Zulassung der Sonntagswerbung ins Auge zu fassen. Unterstützt wird
sie bei diesem Begehren von Nationalrat Früh (fdp, AR), der eine diesbezügliche Motion
einreichte. Der Bundesrat wollte jedoch einen entsprechenden Entscheid nicht fällen,
bevor das RTVG im Parlament beraten sei. Bereits früher eine «massvolle» Erhöhung
der Werbezeit zu erlauben, mochte er aber auch nicht ausschliessen. 2

MOTION
DATUM: 26.11.1988
LUZIUS MEYER

Um die finanzielle Situation der SRG für eine weitere Zukunft zu entschärfen, stellte die
SRG-Direktion auch Überlegungen hinsichtlich einer Lockerung der
Werbebestimmungen an: Dem Bundesrat sollten Gesuche für die Aufhebung des
Werbeverbots am Sonntag und für mehr als fünf, jedoch im Vergleich zu heute
kleineren Werbeblöcken (insgesamt 25 Min.) während der Prime Time unterbreitet
werden. Ausserdem sollte es das neue Radio- und Fernsehgesetz in Zukunft erlauben,
über Sponsoring einen Teil des Fernsehbudgets einzubringen. Umstritten bei diesen
Massnahmen ist vor allem die Erhöhung der Anzahl der Werbeblöcke. Falls die
Unterbrechung von laufenden Sendungen weiterhin verboten bleibt, wird dies die
Programmierung von kürzeren Sendungen zur Folge haben. Die SRG und die AG für das
Werbefernsehen (AGW) möchten zudem eine Flexibilisierung der Ausnutzung der zur
Verfügung stehenden Werbezeit erreichen: Falls aus konjunkturellen Gründen einmal
während einiger Monate die Werbezeit nicht voll ausgeschöpft würde, sollte dies,
sobald wieder ein Nachfrageüberhang besteht, kompensiert werden können. Im Juni
hatte der Bundesrat eine vor zwei Jahren eingereichte Motion Früh (fdp, AR) bezüglich
einer Verlängerung der Fernsehwerbezeit zurückhaltend beantwortet. Das Parlament
verschob die Diskussion über die Motion und schrieb sie kurz darauf wegen Ablaufens
der Behandlungsfrist ab. 3

MOTION
DATUM: 22.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Eine Motion von Felten (sp, BS) beantragte, dass in der UBI, welche auch die Darstellung
von Gewalt im Fernsehen überwacht, mindestens vier Frauen sitzen sollen, da diese
Gewaltdarstellungen anders wahrnehmen als Männer. Sie wurde vom Nationalrat als
Postulat überwiesen. In seiner Antwort wies der Bundesrat darauf hin, dass seit 1991
drei Frauen im neunköpfigen Gremium sitzen. Eine gesetzliche Quotenregelung für die
UBI lehnte er ab. 4

MOTION
DATUM: 18.03.1994
EVA MÜLLER

Der Bundesrat sprach sich gegen eine Motion Zisyadis (pda, VD) aus, die eine
40prozentige Mindestquote für regionale Musik am Schweizer Radio fordert. Das
einheimische Musikschaffen solle vielmehr durch finanzielle Anreize im Rahmen des
Gebührensplittings gefördert werden. 5

MOTION
DATUM: 18.09.1995
EVA MÜLLER

Auch eine weitere von Zisyadis eingereichte Motion, die eine 50-Prozent-Quote für
europäische Werke im Fernsehen forderte, lehnte der Nationalrat auf Antrag des
Bundesrates mit 18:57 Stimmen ab. Bundesrat Leuenberger wies aber darauf hin, dass
1995 rund 80% der SRG-Fernsehproduktionen schweizerischen oder europäischen
Ursprungs waren und eine verbindliche Quote für europäische Werke - wie sie im EU-
Parlament schon gefordert wurde - für die Schweiz daher kein Problem darstellen
würde. 6

MOTION
DATUM: 20.03.1996
EVA MÜLLER

Auf dem Motionsweg forderte Ständerat Iten (fdp, ZG) von der SRG, das schweizerische
Musikschaffen an Radio und Fernsehen besonders zu berücksichtigen und das Radio-
und Fernsehgesetz (Art. 31) entsprechend zu ergänzen. Eine ausdrückliche Erwähnung
findet dort bisher nur die Förderung der schweizerischen audiovisuellen Produktion.
Während der Ständerat die Motion im Frühling mit 26 zu 7 Stimmen guthiess, folgte der
Nationalrat in der Herbstsession dem Bundesrat, welcher der vorgeschlagenen
Formulierung nur programmatische Wirkung zugestand, und überwies den Vorstoss in
der Form des Postulats. 7

MOTION
DATUM: 22.03.1996
EVA MÜLLER

Keine Chance hatte eine Motion Zisyadis (pda, VD), die zur Erhaltung und Förderung
einer eigenständigen Musikkultur in den verschiedenen Sprachregionen für die
Radioprogramme eine Quote für regionales Liedgut von 40% der musikalischen Werke
forderte. Der Nationalrat lehnte die starre Regelung mit 62:15 Stimmen ab. 8

MOTION
DATUM: 23.09.1996
EVA MÜLLER

Die SVP-Fraktion nahm den umstrittenen BBC-Film im Herbst zum Anlass, um ein
weiteres Mal die SRG-Privilegien anzugreifen. Sie reichte in beiden Räten eine Motion
ein, die den Bundesrat zu einer dringenden Revision der Gesetzgebung im Radio- und
Fernsehbereich auffordert und eine Neudefinition der Stellung der SRG verlangt.
Nationalrat Weigelt (fdp, SG), Präsident des Medienausschusses der FDP, reichte
ebenfalls eine Motion für eine Lockerung des SRG-Gebührenmonopols ein, wobei er
betonte, dass die FDP keine Schwächung der SRG anstrebe und auch deren Service
public nicht in Frage stelle. Andere Veranstalter müssten aber ebenfalls die Möglichkeit
erhalten, von den Gebühren zu profitieren, wenn sie bestimmte
Konzessionsbedingungen erfüllen. Dazu gehörten staats-, bildungs- und
kulturpolitische Auflagen. 9

MOTION
DATUM: 10.12.1997
EVA MÜLLER

Im März überwies der Nationalrat eine Motion seiner Aussenpolitischen Kommission als
Postulat und beauftragte den Bundesrat zu prüfen, wie SRI in seinen Bemühungen zur
Erreichung einer ganz Nordamerika abdeckenden Satellitenübertragung unterstützt
werden könne. Im weiteren sei die Einführung von Sendungen in russischer Sprache
sowie eine Revision des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen zu prüfen, welche
die SRI-Aktivitäten auch auf dem Gebiet des Fernsehens möglich machen würde. Auf
positive Kritik stiess die Neuausrichtung von SRI beim Publikumsrat. SRI strebte im
Berichtsjahr eine Entwicklung weg vom traditionellen Kurzwellen-Radio hin zum "Swiss
Media International" sowie eine stärkere Ausrichtung auf Europa, Nordamerika und
Asien an. Zugunsten dieser Neuausrichtung wurde die regelmässige Berichterstattung in
portugiesischer Sprache geopfert, welche von 160 brasilianischen Stationen
aufgenommen worden war. 10

MOTION
DATUM: 20.03.1998
ELISABETH EHRENSPERGER
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Der Ständerat beauftragte den Bundesrat mit einer Motion Simmen (cvp, SO),
gesetzliche Grundlagen für ein Bildungsfernsehen in Verbindung mit den neuen
Kommunikationstechnologien zu schaffen. Dieses soll ein Ausbildungsangebot auf der
Stufe des Schulfernsehens, ein Weiterbildungsangebot für Erwachsene und ein
Bildungsangebot für ein breiteres Publikum umfassen. Die anstehende Revision des
RTVG sei der geeignete Ort, um ein solches Projekt zu prüfen und die optimale Lösung
vorzuschlagen. In seiner Antwort auf die Einfache Anfrage Simmen (cvp, SO) bezüglich
der von SF DRS angekündigten Sparmassnahmen im Bildungsbereich hatte der
Bundesrat bereits festgehalten, ein Abbau der heutigen Leistungen der SRG im Bereich
Bildung wäre für ihn nicht akzeptabel. 11

MOTION
DATUM: 23.09.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Als Postulat überwies der Ständerat eine Motion Reimann (svp, AG), welche die
Aufnahme der SRG in den Wirkungsbereich der Eidgenössischen Finanzkontrolle
gefordert hatte, um die Finanzaufsicht über die SRG zu überprüfen und insbesondere
die Verwendung der Empfangsgebühren einer öffentlichen Kontrolle zu unterstellen.
Der Bundesrat hielt Zweifel am guten Funktionieren der Finanzaufsicht über das
Unternehmen für unbegründet und verwies auf die bereits bestehende
Rechenschaftspflicht der SRG gegenüber diversen Gremien. 12

MOTION
DATUM: 16.03.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine Gleichsetzung von elektronischen Medien mit der Telekommunikation sei auf
rechtlicher, funktioneller wie auch wirtschaftlicher Ebene unzulässig. Dies betonte der
Bundesrat in seinem Antrag, die Motion der SVP-Fraktion, welche eine dringende
Revision der Gesetzgebung im Radio- und Fernsehbereich sowie eine Liberalisierung
analog zum Telekom-Bereich verlangt hatte, sei in Postulat umzuwandeln. Der
Unterschied zwischen elektronischen Medien und Telekommunikation sei
grundsätzlich, seien erstere doch für die Vermittlung von Inhalten zuständig,
wohingegen letztere technische Mittel zur Verfügung stelle. Die Motion wurde vom
Nationalrat als Postulat überwiesen. 13

MOTION
DATUM: 16.06.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Nach dem Ständerat überwies auch der Nationalrat eine Motion Simmen (cvp, SO) und
beauftrage damit den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen für ein
Bildungsfernsehen zu schaffen. Darüber hinaus nahm er einer Motion Suter(fdp, BE) an,
welche denselben Wortlaut aufwies, wie der Vorstoss Simmen - mit dem Zusatz eines
Einbezugs der neuen Kommunikationstechnologien. 14

MOTION
DATUM: 16.06.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Digitalisierung des Fernsehens schritt weiter voran. 2007 wurden sowohl in der
Romandie als auch in der Deutschschweiz die analogen TV-Sender ausgeschaltet. Das
digitale Signal lässt sich zwar mit herkömmlichen Dachantennen empfangen, um aber
die Signale in Bilder umzusetzen, braucht es eine Set-Top-Box oder ein neues
Fernsehgerät mit einem integrierten Receiver. Der Ständerat hiess eine Motion von
Sommaruga (sp, BE) gut, mit der gefordert wird, dass Kabelnetzbetreiber Haushalte
nicht mehr dazu zwingen dürfen, teure Set-Top-Boxen zu mieten, für Programme,
welche die Anbieter unentgeltlich übernehmen können. 15

MOTION
DATUM: 04.10.2007
ANDREA MOSIMANN

In der Herbstsession wies der Nationalrat mit 173 zu 1 Stimmen die vom Ständerat 2007
überwiesene Motion Sommaruga (sp, BE) zur Verschlüsselung von Set-Top-Boxen im
digitalen Kabelnetz an seine vorberatende Kommission zurück. Der Rückweisungsantrag
von Triponez (fdp, BE) wurde damit begründet, dass die Motion durch ihre einseitige
Ausrichtung auf die Kabelnetzbetreiber geeignet sei, erhebliche
Wettbewerbsverzerrungen unter den verschiedenen Verbreitungswegen für digitale TV-
Signale zu schaffen. 16

MOTION
DATUM: 29.09.2008
ANDREA MOSIMANN
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Das Parlament nahm eine Motion Sommaruga (sp, BE), welche die Verschlüsselung von
Fernsehsendern bei der digitalen Verbreitung über das Kabelnetz verbieten wollte, in
einer geänderten Fassung an. Sommaruga hatte die Motion damit begründet, dass
durch die Verschlüsselung die Konsumenten gezwungen würden, ein Gerät zur
Entschlüsselung zu kaufen. Im Visier war insbesondere die Cablecom, welche ein
digitales Fernsehangebot hat, für dessen Empfang eine „Set Top Box“ der Cablecom
gekauft werden muss. Die 2007 vom Ständerat angenommene Motion war 2008 vom
Nationalrat an seine vorbereitende Kommission zurückgewiesen worden, weil
wettbewerbsverzerrende Effekte aufgrund der einseitigen Ausrichtung auf die
Kabelnetzbetreiber befürchtet wurden und weil sich herausstellte, dass die Annahme
der Motion eine Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes erfordern würde. In der
geänderten Motion wird nun für die Gesetzesrevision nicht zwingend ein Verbot der
Verschlüsselung verlangt. Stattdessen kann der Bundesrat auch eine Verschlüsselung
zulassen, in diesem Fall muss aber sichergestellt werden, dass eine Wahlfreiheit
bezüglich Empfangsgerät besteht. Zudem soll sichergestellt werden, dass es nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den verschiedenen Technologien (Kabelnetz bei
Cablecom, Internet Protocol Television bei bluewin.tv) kommt. 17

MOTION
DATUM: 11.06.2009
SABINE HOHL

In der Folge des Bundesratsberichts, der in Erfüllung eines entsprechenden Postulats
der nationalrätlichen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-N) die
Erhebung und das Inkasso der Radio- und Fernsehempfangsgebühren überprüfte,
reichte die KVF-N im Februar eine Motion für ein „Neues System für die Erhebung der
Radio- und Fernsehgebühren“ ein. Diese will den Bundesrat damit beauftragen, eine
Vorlage zur Gebührenpflicht auszuarbeiten, die dem zunehmend mobilen Radio- und
Fernsehkonsum Rechnung tragen und geräteunabhängig erfolgen soll. Im neuen
Finanzierungssystem wäre die Gebührenpflicht nicht mehr an ein Empfangsgerät
gebunden, sondern würde unabhängig von der tatsächlichen Existenz eines oder
mehrerer solcher pro Haushalt oder Unternehmung erhoben. Der Nationalrat überwies
die Motion Ende September, die Behandlung durch den Ständerat war für die
Frühlingssession 2011 vorgesehen. Der Schweizerische Gewerbeverband sah mit dem
vorgeschlagenen Regime neue Belastungen auf die Klein- und Mittelbetriebe
zukommen. Er bekämpfte das Ansinnen medienwirksam als versteckte Einführung einer
neuen Haushalt- bzw. Kopfsteuer und rief seine Mitglieder zu einem Hausverbot für
Billag-Inspektoren auf. 18

MOTION
DATUM: 30.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Zugunsten der SRG fordert eine im Juni im Nationalrat eingereichte Motion von Evi
Allemann (sp, BE) den Abbau regulatorischer Schranken bei der Verbreitung von TV-
Sendungen über das Internet. Die derzeit gültige Konzession erlaubt der SRG die
Erstausstrahlung von Sendungen über das Internet, das sogenannte Live-Streaming, nur
bei deren parallelen Ausstrahlung über einen der drei SF-Kanäle und bei Vorliegen einer
vorgängig eingereichten Bewilligung. Die in der Herbstsession vorgesehene Behandlung
der Motion wurde verschoben, da sie im Rat bekämpft wurde. 19

MOTION
DATUM: 01.10.2010
SUZANNE SCHÄR

In Verbindung mit dem neuen Finanzierungssystem des Service public wurden auch die
gegenwärtige Organisation der Gebührenerhebung und die Kompetenz zur Festlegung
der Gebührenhöhe diskutiert. Allein zur Billag – Vertragsnehmerin für das Inkasso – und
zum Gebührenregime wurden in der Frühlingssession aus dem bürgerlichen Lager des
Ständerats vier Motionen eingereicht, die per Ordnungsantrag gemeinsam zur
Vorprüfung an die ständerätliche Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen
zugewiesen und inhaltlich in die bereits bestehende Motion der KVF-NR (Mo. 10.3014)
integriert wurden. Ende des Berichtsjahrs gab der Ständerat einer vom Nationalrat im
Juni knapp überwiesenen parlamentarischen Initiative, mithilfe welcher Nationalrätin
Natalie Rickli (svp, ZH) (Pa. Iv. 09.411) den Gebührenentscheid vom Bundesrat an das
Parlament delegiert haben wollte, keine Folge. Die gleiche Parlamentarierin reichte im
Dezember eine Motion ein, welche die durch die Umstellung auf die jährliche
Gebührenerhebung per Anfang 2011 bei der Billag gemachten Einsparungen den
Gebührenzahlern zukommen lassen will. 20

MOTION
DATUM: 08.11.2010
SUZANNE SCHÄR
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Zwei Motionen bemängelten, dass die SRG ihrem Integrationsauftrag zwischen den
Kultur- und Sprachräumen der Schweiz gemäss Art. 69 f. und 93 BV sowie Art. 24 f.
RTVG 24 f. nur ungenügend nachkomme. Um das Verständigungspotenzial des
Fernsehens effektiver zu nutzen, forderte Ständerat Theo Maissen (cvp, GR) die
Einrichtung eines entsprechend ausgerichteten Spartenkanals. Der Nationalrat änderte
im Dezember die vom Ständerat angenommene Vorlage dahingehend ab, dass die SRG
nicht zur Einrichtung eines neuen Kanals verpflichtet, sondern diese dazu angehalten
werden soll, ihre Beiträge im Bereich der Sprach- und Kulturverständigung auf den
bestehenden Kanälen zu verstärken. Die Vorlage wird voraussichtlich 2011 bereinigt und
an den Bundesrat überwiesen werden. Um die Annahme der durch die zweite Kammer
abgeänderten Ständeratsmotion zu befördern, hatte Hans Stöckli (sp, BE) seine
inhaltlich ähnlich ausgerichtete Eingabe (Mo. 10.3317) während der Beratung im
Nationalrat zurückgezogen. 21

MOTION
DATUM: 15.12.2010
SUZANNE SCHÄR

Die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats (KVF-N) hatte im
Februar 2010 eine Motion für ein „Neues System für die Erhebung der Radio- und
Fernsehgebühren“ eingereicht. Nachdem der Nationalrat diese im September 2010
angenommen hatte, überwies sie der Ständerat mit dem Vorbehalt, die Kleinbetriebe
von der für sie unzumutbaren Gebührenpflicht zu befreien. Damit wurde dem
Vorbehalt des Schweizerischen Gewerbeverbands Rechnung getragen, der die Motion
publizistisch massiv bekämpft hatte. Die Motionen Fournier (cvp, VS) und Luginbühl
(bdp, BE), deren Anliegen zuvor in die Kommissionsmotion integriert worden waren,
wurden zurückgezogen. 22

MOTION
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Eine Motion Maissen (cvp, GR), die einen Fernsehkanal zur Stärkung der gegenseitigen
Verständigung und des nationalen Zusammenhalts fordert und im Vorjahr vom
Nationalrat in abgeänderter Form angenommen wurde, wurde im März des
Berichtsjahres vom Ständerat bestätigt und an den Bundesrat überwiesen. Dieser wird
die Entwicklung bei der SRG beobachten und bis spätestens Ende 2012 dem Parlament
über die Fortschritte Bericht erstatten. Ein Postulat Heer (svp, ZH) (Po. 10.3974), in
welchem der Bundesrat beauftragt wird zu prüfen, wie Meteo Schweiz und SF DRS ihre
Zusammenarbeit verbessern können, wurde vom Nationalrat ebenfalls angenommen. 23

MOTION
DATUM: 18.03.2011
DEBORA SCHERRER

Natalie Rickli (svp, ZH) reichte im September des Berichtsjahres eine Motion ein, in der
sie sich auf dieselben nichtausbezahlten 67 Millionen Franken Gebührengelder,
welche auch in einem Postulat Bieri erwähnt werden und sich auf einem Bakom-
Sperrkonto befinden, bezieht. Dieser Motion gab der Nationalrat keine Folge. Ricklis
Feldzug, wie er in den Medien genannt wurde, gegen das staatliche Radio- und
Fernsehen SRG oder deren Gebühreneintreiberin Billag stiess auch auf Kritik. So wurde
ihr in den Medien vorgeworfen, im hohen Ausmass Politik für ihren Arbeitgeber, dem
grössten Schweizer Vermarkter von TV- und Radiowerbung Goldbach Media, zu
machen. 24

MOTION
DATUM: 11.12.2011
DEBORA SCHERRER

Im April des Berichtsjahrs wurde eine Motion Rickli (svp, ZH) eingereicht, die verlangte,
dass die SRG nur noch in denjenigen Bereichen tätig sein darf, in welchen keine
Angebote von privaten Sendern bestehen. Zudem wurde in der Motion gefordert, dass
der Frequenzbereich für den Radioempfang optimiert und die Spartensender überprüft
werden. Auch eine Untersuchung zum Privatisierungspotenzial der SRG wurde verlangt.
Der Nationalrat lehnte die Motion jedoch ab. 25

MOTION
DATUM: 21.12.2011
DEBORA SCHERRER

Natalie Rickli (svp, ZH) reichte im Dezember 2010 eine Motion ein, welche die
Einsparungen der Billag, die durch die Umstellung auf die jährliche Gebührenerhebung
seit Anfang 2011 entstanden sind, den Gebührenzahlern zukommen lassen will. Die
Motion wurde vom Nationalrat jedoch nicht angenommen. Im Mai reichte Rickli
zusammen mit Francisca Brechbühler (parteilos) eine Petition „200 Franken sind
genug“ ein (Petition 11.2015), welche die Gebühren von Radio und Fernsehen von 462
Fr. auf 200 Fr. senken und die nichtausbezahlten Gebühren an die Gebührenzahler
zurückerstatten wollte. Das politische Anliegen war im sozialen Medium „Facebook“
entstanden, als Reaktion auf den Vorschlag des Bundesrats, die Gebühren in Zukunft
jedem Haushalt aufzuerlegen. Nachdem in kürzester Zeit 30'000 Anhänger gefunden

MOTION
DATUM: 22.12.2011
DEBORA SCHERRER
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waren, schloss sich Rickli dem Vorhaben an. Die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen prüfte die Petition im Juni, gab ihr jedoch keine Folge. 26

Die Diskussion um die Empfangsgebühren warf auch im Berichtsjahr weiterhin hohe
Wellen und der öffentliche Druck stieg weiter an. Eine Motion Rickli (svp, ZH) verlangte
im Rahmen einer Änderung des Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) einen Systemwechsel
bei der Meldepflicht und ein Verbot einer doppelten Erhebung von Gebühren durch die
Billag. Die Motion wurde von beiden Räten angenommen und an den Bundesrat
überwiesen. Dieser unterstützte die Motion ebenfalls, da die darin geforderten
Änderungen mit der geplanten Teilrevision des RTVG einhergehen, welche im Mai in die
Vernehmlassung geschickt wurde. Ziel der Teilrevision sei auch ein sachgerechtes und
zweckmässiges Gebührensystem für die Sicherstellung des Service Public in der
Schweiz. Neu soll eine Abgabe von jedem Haushalt und jedem Unternehmen entrichtet
werden – die geräteabhängige Empfangsgebühr soll also abgeschafft werden. Begründet
wurde dieser Entscheid durch den technologischen Fortschritt, aufgrund dessen heute
auch via Internet und Smartphones die Leistungen der SRG-Medien konsumiert werden
können. Das Gewerbe und bürgerliche Medienpolitiker kündigten ihren Widerstand
an. 27

MOTION
DATUM: 10.05.2012
MÄDER PETRA

In seiner Botschaft zur Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes beantragte der
Bundesrat, eine im Vorjahr überwiesene Motion Rickli (svp, ZH), die sich gegen die
doppelte Erhebung von Gebühren durch die Billag gewehrt hatte, als erledigt
abzuschreiben. Mit dem Wegfall der Meldepflicht durch den Systemwechsel werde das
Problem umgangen, dass Nutzer im Falle eines Umzugs in einen bestehenden Haushalt
wegen Vernachlässigung der Abmeldepflicht der Billag sowohl am neuen wie auch am
alten Wohnsitz Gebühren schulden. 28

MOTION
DATUM: 29.05.2013
MARLÈNE GERBER

Die hauchdünne Annahme der RTVG-Vorlage durch das Volk veranlasste Natalie Rickli
(svp, ZH) zur Einreichung einer Motion, welche einen vollständigen Bericht zum Service
public forderte. Die Motionärin sowie 105 Mitunterzeichnende störten sich ob der im
Nachgang der Volksabstimmung erfolgten ablehnenden Antwort des Bundesrats zu drei
parlamentarischen Geschäften – namentlich den Postulaten Rickli (svp, ZH) (15.3636),
Romano (cvp, TI) (15.3769) und Wasserfallen (fdp, BE) (15.3618) – mit inhaltlichen
Forderungen an einen aufgrund eines 2014 überwiesenen Postulats der KVF-SR zu
erarbeitenden Bericht zu den Service-public-Leistungen der SRG. Die Motionärin
beschuldigte den Bundesrat, trotz des knappen Volks-Jas nicht zu einer umfassenden
Diskussion über die Ausgestaltung des Service publics bereits zu sein, und forderte die
Regierung deswegen zur Berücksichtigung aller medienpolitischen Vorstösse im Bericht
auf. Der Bundesrat bestritt diese Vorwürfe in seiner Antwort zum Vorstoss und
begründete seine vorläufige Zurückhaltung damit, dass zuerst die Ergebnisse des
erwähnten Berichts sowie ein weiterer Bericht der Eidgenössischen Medienkommission
(EMEK) abgewartet werden sollten, bevor weitere Schritte unternommen würden. Eine
andere Ansicht vertrat der erstberatende Nationalrat in der Wintersession 2015 in einer
ausserordentlichen Session zum "Bericht zum Service public": Die Motion wurde mit 92
Stimmen aus GLP, FDP und der neu erstarkten SVP gegen 75 Stimmen aus Mitte-Links
und einer marginalen FDP-Minderheit angenommen und an den Zweitrat überwiesen. In
der hitzig geführten Diskussion geriet nicht nur Bundesrätin Doris Leuthard ins
Kreuzfeuer der FDP und SVP; auch die Befürworter mussten sich von der CVP-Fraktion
der Zwängerei beschuldigen lassen. Martin Candinas (cvp, GR) hielt fest, dass das
Verlangen einer ausserordentlichen Session zur Aufnahme dreier Postulate in einen –
zum Zeitpunkt derer Einreichung – bereits überwiesenen Auftrag einem
aussergewöhnlichen Vorgehen entspreche, das sich "zum Wohl eines effizienten
Parlamentsbetriebes" hoffentlich nicht etablieren werde. Einige Tage vor dem
nationalrätlichen Beschluss veröffentlichte die EMEK ihren Bericht, der von der
Motionärin in der parlamentarischen Beratung als "dünnes Papier" bezeichnet wurde,
das lediglich den Erhalt des Status quo zum Ziel habe. 29

MOTION
DATUM: 16.12.2015
MARLÈNE GERBER
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Im Ständerat reichte Hannes Germann (svp, SH) mit der Forderung an den Bundesrat,
einen vollständigen Bericht zum Service public zu verfassen, eine gleichlautende
Motion wie das im Nationalrat eingereichte Anliegen von Natalie Rickli (svp, ZH) ein. Im
Gegensatz zum Zwillings-Anliegen, das im Nationalrat in der Wintersession 2015 auf
mehrheitlichen Zuspruch stiess, versenkte die Kantonskammer Germanns Motion in
derselben Session mit 12 zu 27 Stimmen. 30

MOTION
DATUM: 17.12.2015
MARLÈNE GERBER

Die Motion Rickli (svp, ZH) mit der Forderung nach einem vollständigen Bericht zum
Service public durch Berücksichtigung dreier im Parlament damals noch nicht
behandelter Postulate erlitt im Sommer 2016 dasselbe Schicksal wie bereits im Vorjahr
die gleichlautende Motion Germann (svp, SH): Sie wurde von der Kantonskammer
abgelehnt. Der Rat folgte dabei seiner beinahe einstimmigen Kommission, welche
zuerst den sich in Arbeit befindenden Bericht zum Service public abwarten wollte,
bevor ohne diese Grundlage weitere Schritte unternommen werden sollten. Die
Annahme der Motion würde lediglich zur Verzögerung bei der Erstellung des Berichts
führen. Der Nationalrat hatte sich im Vorjahr positiv zum Anliegen geäussert. 31

MOTION
DATUM: 14.06.2016
MARLÈNE GERBER

Eine Motion Wasserfallen (fdp, BE) mit der Forderung an die SRG, zur Steigerung der
Kosteneffizienz eine transparente Kostenrechnung nach Sendern, Sparten und
Sendungen auszuweisen, erhielt die Unterstützung des Bundesrates. Die Regierung gab
bekannt, dass die SRG bereits von sich aus aufgrund der im Rahmen der RTVG-
Abstimmung aufgetauchten Diskussionen beschlossen habe, die Kosten der einzelnen
Sendungen bekannt zu geben. Darüber hinaus publiziere die SRG bereits seit längerem
in ihrem Geschäftsbericht die Betriebskosten pro Sender sowie diverse weitere Kosten,
darunter auch diejenigen für Programminhalte oder etwa für Eigen- und
Fremdproduktionen. Als gänzlich unumstritten entpuppte sich die Motion auch im
Parlament: National- und Ständerat nahmen das Anliegen in der Herbstsession 2015
resp. in der Sommersession 2016 stillschweigend an. 32

MOTION
DATUM: 14.06.2016
MARLÈNE GERBER

Mittels Motion will sich die KVF-NR absichern, dass das Online-Werbeverbot für die
SRG auch nach der neuen Konzessionierung (ab 2019) erhalten bleibt. Der Nationalrat
nahm die Motion in der Wintersession 2016 als Erstrat diskussionslos an. Zwar hatte
sich der Bundesrat zuvor ebenfalls positiv zum Anliegen geäussert und sein Vorhaben,
am Werbeverbot festzuhalten, bekräftigt. Dennoch hatte er sich in seiner Antwort zur
Motion vorbehalten, die Entwicklungen der Einnahmen aus Werbung und
Gebührengelder zu beobachten. Im Bericht zum Service public, der im Sommer 2016
erschienen war, hatte der Bundesrat bereits festgehalten, dass er eine Aufhebung des
Online-Werbeverbotes bei rückläufigen Erträgen gegebenenfalls in Betracht ziehen
werde. 33

MOTION
DATUM: 16.12.2016
MARLÈNE GERBER

Martin Candinas (cvp, GR) verlangte mit einer Motion eine Änderung des
Urheberrechtsgesetzes, um Radios der Berg- und Randregionen von der
Vergütungspflicht zu befreien. Der Bündner Nationalrat störte sich an der Definition
des gemeinsamen Tarifs S (Sender), der nicht nur durch Gebührengelder generierte
Einnahmen, sondern auch Beiträge und Finanzhilfen als vergütungspflichtige
Einnahmen einstuft. Da viele Radios in Randregionen nur über eine bescheidene
Zuhörerschaft verfügen, sie aber aufgrund ihres Informationsauftrags in den Genuss
von Finanzhilfen kommen, fallen die Kosten für Urheber- und Interpretenrechte für
solche Radios im Verhältnis relativ hoch aus. Werbefinanzierte Radios in urbanen
Gebieten schulden dagegen aufgrund des im Tarif S vorgesehenen Werbeabzuges
oftmals geringere Vergütungen, so die Ausführungen des Bundesrates. Aus diesem
Grund beantragte er, gewisse Punkte der Motion anzunehmen. So sollen Einnahmen aus
Finanzhilfen im Sinne von zweckgebundenen Subventionen nicht mehr länger unter die
Vergütungspflicht fallen. Als zu weitgehend stufte die Regierung hingegen die
Forderung ein, dass aus dem Gebührensplitting resultierende Einnahmen ebenfalls
ausgeklammert werden sollen, und beantragte diesen Teil der Motion zur Ablehnung.
Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung in der Wintersession 2016 und nahm die Teil-
Motion als Erstrat an. 34

MOTION
DATUM: 16.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Gemäss Ansichten des Ständerates soll die Aufrechterhaltung des Online-
Werbeverbots für die SRG für die Zeit nach der neuen Konzessionsvergabe (2019) zum
aktuellen Zeitpunkt noch nicht in Stein gemeisselt werden. Die Kantonskammer lehnte
in der Frühjahrssession 2017 entgegen dem Beschluss des erstberatenden Nationalrats
eine Motion der KVF-NR ab, welche die Beibehaltung dieses Verbots gefordert hätte.
Der Ständerat folgte dabei seiner KVF-SR, die sich aufgrund möglicher bevorstehender
Veränderungen in der Medienlandschaft, wie etwa im Falle einer Annahme der No-
Billag-Initiative, zurückhaltend zeigte. 35

MOTION
DATUM: 08.03.2017
MARLÈNE GERBER

Ein weiterer, im unmittelbaren Nachgang zur RTVG-Abstimmung lancierter Vorstoss
verlangte die Plafonierung der Empfangsgebühren. Konkret forderte Thomas Maier (glp,
ZH) in seiner Motion, dass die Höhe der Empfangsgebühren auf dem in der
bundesrätlichen Botschaft zur Abstimmungsvorlage festgelegten Wert beibehalten wird,
bis die Service-public-Debatte abgeschlossen sei. Der Bundesrat beantragte aus
verfassungsrechtlichen Gründen die Ablehnung der Motion: Die Kompetenz zur
Festlegung der Höhe der Empfangsgebühren liege beim Bundesrat. Eine Übertragung
dieser Kompetenz auf das Parlament sei bereits im Rahmen einer parlamentarischen
Initiative Rickli (svp, ZH) aus dem Jahr 2009 (Pa.Iv. 09.411) auf Anraten der zuständigen
Kommissionen abgelehnt worden. Dabei hatten die Kommissionen die Unabhängigkeit
der Medien bei einer Übergabe der Kompetenz an das Parlament, das "als
demokratisches Organ [...] zu sehr auf Einzelinteressen und politische Befindlichkeiten
Rücksicht nehmen" würde, in Gefahr gesehen. Nichtsdestotrotz betonte der Bundesrat,
dass es nicht seine Absicht sei, die Empfangsgebühren bis zur Einführung der neuen
Abgabe zu erhöhen. Noch konkreter drückte sich Bundesrätin Leuthard während der
nationalrätlichen Beratung im Frühjahr 2017 aus: Anstelle einer Erhöhung werde es zu
einer Senkung der Gebühren kommen, wobei die Höhe der neuen Abgabe "klar unter
400 Franken liegen" werde, womit die Motion – unterdessen übernommen durch
Martin Bäumle (glp, ZH) – obsolet sei. Durch geschlossene Unterstützung der Fraktionen
der FDP, GLP und SVP erlangte das Anliegen dennoch mit 104 zu 85 Stimmen eine
komfortable Mehrheit im Erstrat. 36

MOTION
DATUM: 09.03.2017
MARLÈNE GERBER

Für verstärkte Unterstützung der regionalen Radio- und Fernsehsender kämpft eine
Motion Darbellay (cvp, VS), die – wie viele andere Vorstösse – in der Woche nach der
rekordknappen Annahme der RTVG-Vorlage eingereicht wurde. Das Anliegen sah vor,
die Gebührenanteile für Radio- und Fernsehstationen auf 6 Prozent zu erhöhen. Die
kurz zuvor angenommene RTVG-Revision sah eine Spannbreite bei den
Abgabenanteilen von 4-6% vor. Diese Lösung geht zurück auf ein während der
Differenzbereinigung erfolgtes Zugeständnis des Nationalrats an den Ständerat; die
grosse Kammer hatte ursprünglich eine Spannbreite von 4-5% befürwortet, was
gegenüber der bundesrätlichen Vorlage (3-5%) bereits einer Erhöhung entsprach. Im
Nationalrat setzten sich Vertreterinnen und Vertreter aus Mitte-Links mit 77 zu 62
Stimmen bei 52 Enthaltungen erfolgreich für das mittlerweile von Fabio Regazzi (cvp, TI)
übernommene Anliegen ein. Dieses Resultat kam in erster Linie zu Stande, weil sich 38
SVP-Fraktionsmitglieder der Stimme enthielten. 37

MOTION
DATUM: 09.03.2017
MARLÈNE GERBER

Das Parlament hatte sich in der Frühjahrssession erneut mit einer Vielzahl von Ideen
zum Service public zu beschäftigen, die allesamt im Nachgang zum historisch knappen
Ausgang der RTVG-Abstimmung lanciert worden waren. Im Rahmen dieser Beratungen
lehnte das Parlament einige Vorstösse zum Service public ab. Dabei handelte es sich
zum einen um eine parlamentarische Initiative Müller (svp, SG), welche die SRG-
Konzessionsvergabe durch das Parlament bezwecken wollte. Ebenso stellte sich die
grosse Kammer gegen ein ähnliches, moderateres Anliegen ihrer eigenen KVF-NR, das
den Einfluss des Parlaments durch eine duale Konzessionskompetenz mit dem
Bundesrat stärken wollte. Mit knappen 13 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung hatte die
KVF-NR im Sommer 2016 durch die Lancierung der Motion vorgeschlagen, eine
Rahmenkonzession zu schaffen, die der Bundesrat zwar erarbeiten würde, die aber
zusätzlich durch das Parlament in Form eines einfachen Bundesbeschlusses genehmigt
werden müsste. Die Erteilung einer Betriebskonzession, die sich nach den Bedingungen
der Rahmenkonzession ausrichten müsste, verbliebe aber in der bundesrätlichen
Kompetenz. Der Nationalrat folgte hingegen einer Kommissionsminderheit aus Mitte-
Links und somit den Argumenten von Minderheitssprecher Candinas (cvp, GR), wie er
sie im Rahmen der Beratungen zum Service-public-Bericht ausführte: Der
Gestaltungsspielraum des Parlaments durch die Möglichkeit einer RTVG-Revision sei

MOTION
DATUM: 14.03.2017
MARLÈNE GERBER
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bereits ausreichend, was durch eine Vielzahl von Vorstössen mit der Forderung nach
mehr Einflussnahme in die operativen Entscheide der SRG aktuell auch demonstriert
werde. Eine solche Entwicklung würde die SRG zum Staatsradio und -fernsehen machen
und nur die Erteilung der Konzession durch den Bundesrat sichere die grösstmögliche
Unabhängigkeit der öffentlichen Medien. Ferner fürchtete die Kommissionsminderheit
aufwändige Differenzbereinigungsverfahren zwischen den beiden Räten, was für eine
„dynamische Medienbranche“ hinderlich wäre, sowie die Ungleichbehandlung privater
Radio- und Fernsehanbieter, die ihre Konzession vom UVEK erhalten würden. 
Auch ein Postulat Romano (cvp, TI) hatte keinen Erfolg im Nationalrat (Po. 15.3769). Das
Anliegen, das den Bundesrat dazu aufgefordert hätte, zu überprüfen wie das Online-
Angebot auf eine Audio- und Videothek begrenzt werden könnte, scheiterte mit
knappen 90 zu 95 Stimmen bei 5 Enthaltungen. Ebenfalls keine Zustimmung – diesmal
im Ständerat – fand eine weitere Motion der KVF-NR zur Aufrechterhaltung des Online-
Werbeverbots für die SRG. 
Andere Vorstösse, namentlich mit den Forderungen nach Plafonierung der
Empfangsgebühren, Erhöhung der Gebührenanteile auf 6%, Schaffung einer
unabhängigen Aufsichtsbehörde sowie nach intensivierter Zusammenarbeit mit der
Schweizer Filmindustrie, überstanden die Frühjahrssession (vorerst). 38

In der Frühjahrssession 2017 behandelte der Nationalrat als Erstrat eine Motion Fluri
(fdp, SO), welche die SRG mittels Änderung des RTVG zur verstärkten Zusammenarbeit
mit der unabhängigen filmtechnischen audiovisuellen Industrie in der Schweiz
verpflichten will. Auf Anraten des Bundesrates, der sich bereit zeigte, im Rahmen des
geplanten neuen Gesetzes über elektronische Medien eine angemessene
Berücksichtigung der Schweizer Filmschaffenden bei SRG-Auftragsproduktionen
festzuschreiben, nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend an. 39

MOTION
DATUM: 17.03.2017
MARLÈNE GERBER

Da das Bundesgericht im Frühjahr 2015 entschieden hatte, dass die Empfangsgebühren
nicht mehr der Mehrwertsteuer unterstellt werden dürfen, reichte Sylvia Flückiger-Bäni
(svp, AG) im Mai 2015 eine Motion ein, welche die Schaffung der gesetzlichen
Grundlagen durch den Bundesrat für ebendiese Rückzahlung der unrechtmässig
erhobenen Mehrwertsteuer auf Radio- und Fernsehgebühren rückwirkend auf zehn
Jahre forderte. Seit 2011 seien jährlich über CHF 30 Mio. unrechtmässig einkassiert
worden und müssten daher den Gebührenzahlern zurückerstattet werden. Eine solche
Verallgemeinerung des Bundesgerichtsurteils liess der Bundesrat jedoch nicht gelten.
So erstrecke sich das Urteil nur auf die am Verfahren beteiligten Personen; wer also
kein Verfahren angestrebt habe, habe die Mehrwertsteuer vorbehaltlos entrichtet.
Somit erwachse der Allgemeinheit kein Anspruch auf Rückzahlung der Mehrwertsteuer.
Da sich der Sachverhalt zudem in der Vergangenheit befindet, würde bei einer
Rückzahlung eine echte Rückwirkung vorliegen, was dem Prinzip der Rechtssicherheit
widerspräche. Bei den Unternehmen würde dadurch auch eine Korrektur des
Vorsteuerabzugs nötig, wodurch zusätzlicher Aufwand entstünde. Folglich beantragte
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Ohne Diskussion und mit grosser Mehrheit
von 147 zu 23 Stimmen (bei 18 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion im Mai
2017 jedoch kurz vor ihrer Abschreibung an. 40

MOTION
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Da das Bundesgericht im Frühjahr 2015 entschieden hatte, dass die Empfangsgebühren
nicht mehr der Mehrwertsteuer unterstellt werden dürfen, und das
Bundesverwaltungsgericht rund zwei Jahre später die Rückzahlung der zu viel bezahlten
Mehrwertsteuerbeträge angeordnet hatte, reichte die KVF-NR im Sommer 2017 eine
Motion ein, welche ebendiese Rückerstattung der Billag-Mehrwertsteuern
rückwirkend auf fünf Jahre forderte. In der nationalrätlichen Debatte erklärte Edith
Graf-Litscher (sp, TG) im Namen der KVF-NR, dass man diese Motion eingereicht habe,
damit die Gebührenzahlenden nicht einzeln die zuviel bezahlten Beträge einklagen
müssten. Da jedoch noch eine Beschwerde des UVEK gegen das Urteil des
Bundesgerichts hängig sei und die Motion Flückiger, welche eine Rückerstattung
rückwirkend auf zehn Jahre forderte, im Erstrat angenommen worden sei, beantragte
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Medienministerin Leuthard bat den
Nationalrat darum, zuerst das Urteil des Bundesgerichts abzuwarten. Dieser Bitte
folgten jedoch nur 32 Nationalrätinnen und Nationalräte vor allem aus der CVP- und
FDP-Fraktion, der Grossteil des Nationalrats entschied sich jedoch mit 126 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) für die Annahme der Motion. 41

MOTION
DATUM: 13.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Mit einer Motion möchte die Mehrheit der KVF-NR den Bundesrat beauftragen, die
Umsetzung des „Shared-Content-Modells” zu ermöglichen. Dieses soll es privaten
Schweizer Medienanbietern erlauben, ausgestrahlte Beiträge der SRG niederschwellig
zu verwenden, wobei diese Zweitnutzung durch Nutzungslizenzen geregelt werden soll.
Dadurch sollen gebührenfinanzierte Inhalte einer möglichst breiten Öffentlichkeit
zugute kommen; zudem würden alle Anbieter gleichbehandelt. Ein solches Modell sei
insbesondere im kostenintensiven Bereich der Information relevant, so die Erklärung
der Motionäre. Da der Antrag der Kommissionsminderheit auf Ablehnung
zurückgezogen worden war, nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend an. 42

MOTION
DATUM: 11.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Die KVF-NR beabsichtigte, die publizistischen Versorgungsgebiete zu vergrössern und
die 2-plus-2-Regel, welche die maximale Anzahl Fernseh- und Radiokonzessionen eines
Unternehmens auf je zwei beschränkt, aufzuheben. Ziel dieser Anpassung von Artikel 44
Absatz 3 und Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe a RTVG ist die Stärkung von elektronischen
Service-public-Angeboten ausserhalb der SRG, da der kleinräumig strukturierte,
regionale TV-Markt „zu hohen Gestehungskosten und geringer Rentabilität der
Angebote“ führe. Gemäss dem Zusatzbericht des Bakom erlauben diese zwei
Massnahmen die Nutzung von Synergien, was die Wirtschaftlichkeit und Qualität der
regionalen Fernsehkanäle steigere. 

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung dieser Motion. Er sei bereit, die 2-plus-2-
Regel aufzuheben, da sie in der Praxis durch verschiedene Kooperationsformen
eingeschränkt werde und teilweise sinnvolle Entwicklungen verhindere. Die technische
Verbreitung lokaler und regionaler Programme habe der Bundesrat bereits liberalisiert,
so dass Regionalfernsehprogramme über ihre Versorgungsgebiete hinaus über die
Kabelnetze und das Internet empfangen werden können. Darüber hinaus würde eine
Vergrösserung der Versorgungsgebiete kaum spürbare Vorteile bringen. Im Gegenteil:
Entsprechende Vergrösserungen würden zu Überschneidungen der Gebiete führen, was
die Sender aus Wettbewerbsgründen zu einer Verstärkung der journalistischen
Berichterstattung zwingen und damit die Kosten weiter steigern würde. Diese
ablehnende Haltung teilte gemäss Doris Leuthard auch der Verband der Schweizer
Regionalfernsehen Telesuisse. Entgegen dieser Voten nahm der Nationalrat die Motion
in der Herbstsession 2017 mit 106 zu 72 Stimmen an (keine Enthaltungen). Gegen die
Annahme votierten die SP-, CVP- und BDP-Fraktionen mehrheitlich geschlossen sowie
vereinzelte Mitglieder der FDP-Fraktion. 43

MOTION
DATUM: 11.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

In Übereinstimmung mit dem Entscheid des Nationalrats beantragte die KVF-SR die
Motion Darbellay (cvp, VS) zur Erhöhung der Gebührenanteile für Radio- und
Fernsehstationen auf 6 Prozent mit 7 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen zur Annahme.
Die Kommission erachte gemäss Stefan Engler (cvp, GR) in Übereinstimmung mit dem
bundesrätlichen Bericht die „lokalen Radio- und TV-Stationen als wichtigen Bestandteil
der Informationsbeschaffung im Lande“ und möchte deshalb nicht wie der Bundesrat
bis 2020 warten, um den maximalen im Gesetz vorgesehenen Vergütungsanteil
auszuschöpfen. Stattdessen sollten die Strukturdefizite sofort behoben werden. Diese
Ansicht vertrat auch eine Mehrheit des Ständerats, der die Motion mit 39 zu 4 Stimmen
(1 Enthaltung) annahm. 44

MOTION
DATUM: 26.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Anders als zuvor im Nationalrat fand die Motion zur Plafonierung der
Empfangsgebühren im Ständerat keine Mehrheit. In Übereinstimmung mit dem
Kommissionsbericht der KVF-SR betonte Kommissionssprecher Olivier Français (fdp,
VD), dass der Bundesrat bereits im Jahr 2016 eine Gebührenobergrenze eingeführt
habe, die Motion somit also nicht mehr nötig sei. Persönlich erachte er es zwar
ebenfalls als sinnvoll, ein Zeichen zu setzen, dazu hätte aber ein Postulat ausgereicht.
Bundesrätin Doris Leuthard versprach erneut, dass die Gebühr noch im Jahr 2017
reduziert und deutlich unter CHF 400 zu liegen kommen werde. Folglich sei die Motion
nicht mehr nötig und daher abzulehnen. Stillschweigend folgte der Ständerat diesen
Anträgen und lehnte die Motion ab. 45
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Zur Gewährleistung der Medienvielfalt in der Schweiz reichte die KVF-SR eine Motion
ein, durch welche der Bundesrat beauftragt werden sollte, durch eine Änderung des
RTVG für eine verstärkte Kooperation der SRG mit anderen Medienpartnern und für die
Sicherstellung der Diskriminierungsfreiheit zu sorgen. Auslöser für diese
Kommissionsmotion waren die parlamentarischen Initiativen Vonlanthen (Pa.Iv. 16.410)
und Hiltpold, die aufgrund der Werbeplattform Admeira eingereicht worden waren. Der
Bundesrat entgegnete, dass die privatwirtschaftlichen Kooperationsformen der SRG mit
anderen Medien- und Telekom-Unternehmen durch die vergebenen Konzessionen
nicht erfasst würden, die SRG somit diesbezüglich selbst entscheiden könne. Zwar
kenne das RTVG Interventionsmöglichkeiten zum Beispiel durch betriebliche Auflagen
oder das Untersagen von Tätigkeiten, welche die verfassungsrechtlichen Zielsetzungen
tangieren, die Einschränkung oder das Verbot der Kooperationen bei
nichtkonzessionierten Tätigkeiten, wenn sie „keinen spezifischen positiven Effekt zur
Stärkung der Meinungs- und Angebotsvielfalt erzielen“, gehe aber zu weit. Folglich
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. 

Bei der Debatte im Ständerat in der Herbstsession 2017 erklärte Josef Dittli (fdp, UR),
dass gemäss Kommission dieses Thema in die Behandlung des geplanten
Mediengesetzes integriert werden solle und Ständerat Vonlanthen aus diesem Grund
seine parlamentarische Initiative zurückgezogen habe. Géraldine Savary (sp, VD)
ergänzte, dass es nicht darum gehe, den Handlungsspielraum der SRG einzuschränken,
sondern darum, eine Medienlandschaft mit effizienten Partnerschaften zu schaffen.
Man müsse die Anliegen der Printmedien ernst nehmen, deren Schwierigkeiten sich
durch Admeira noch vergrössern werden, so Beat Vonlanthen. Den Bezug zu den
Printmedien akzeptierte Medienministerin Leuthard jedoch nicht. So verliere der
Printbereich die Werbeaufträge nicht an die SRG, sondern an den Online-Bereich.
Zudem zeige der gute Start von Admeira, ohne dass die SRG bereits
zielgruppenspezifische Werbung machen darf, dass es die Werbeplattform mit und
ohne die SRG gäbe. Zwar sei es wichtig, Medienvielfalt sicherzustellen, dies sei jedoch
nicht Aufgabe der SRG. Gemäss Motion müsste man die SRG zur Kooperation zwingen,
was vermutlich nur teilweise umsetzbar wäre. Trotz dieser Einwände nahm der
Ständerat die Kommissionsmotion mit 21 zu 15 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) an. 46

MOTION
DATUM: 26.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Nach dem Nationalrat und auf Antrag des Bundesrates und der KVF-SR nahm in der
Herbstsession 2017 auch der Ständerat die Motion Fluri (fdp, SO) zur Stärkung der
unabhängigen audiovisuellen Industrie stillschweigend an. 47

MOTION
DATUM: 26.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2017 beriet die KVF-SR die Motion der KVF-NR bezüglich der Umsetzung
des Shared-Content-Modells für die SRG. Dabei entschied sie, den Passus zu
streichen, wonach die SRG wenn möglich die zur Weitergabe notwendigen Urheber-
und Nutzungsrechte bei Eigen- und Fremdproduktionen erwerben sollte. Da das System
diesbezüglich heute gut funktioniere, solle es nicht unnötig geändert werden. Für die
Kommission erklärte Olivier Français (fdp, VD), dass die SRG seit August 2017 bereits
etwa 80 solche Inhalte pro Woche gratis zur Verfügung stelle – und somit gemäss
Medienministerin Leuthard bereits ein Free Shared Content Modell anbiete. Die
Streichung des entsprechenden Passus solle folglich nur sicherstellen, dass die SRG nur
dann Rechte erwerbe, wenn deren Preise angemessen und Interessenten für eine
Drittausstrahlung vorhanden seien. Somit solle lediglich die heutige Praxis im Gesetz
verankert werden. Der Ständerat stimmte der so abgeänderten Motion stillschweigend
zu. 48

MOTION
DATUM: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Die KVF-SR, welche sich aufgrund des nationalrätlichen Votums mit der Motion zur
Stärkung von elektronischen Service-public-Angeboten ausserhalb der SRG zu befassen
hatte, stützte im November 2017 einstimmig die Meinung des Bundesrates. Demzufolge
befürwortete sie ebenfalls die Aufhebung der 2-plus-2-Regel und folgte in diesem
Punkt dem Nationalrat, stellte sich aber gegen die zweite Forderung der Motion
bezüglich Vergrösserung der publizistischen Versorgungsgebiete. Auch letztere
Forderung hatte vorab im Nationalrat noch eine Mehrheit gefunden. Bei ihren
Schlussfolgerungen stützte sich die ständerätliche Kommission auch auf Überlegungen
der Identität und gab sich überzeugt, dass die lokale Verankerung regionaler
Fernsehsender durch eine Ausweitung der Versorgungsgebiete geschwächt würde. Die
KVF-SR präsentierte ihrem Rat demzufolge eine abgeänderte Motion, die lediglich die
Forderung bezüglich der 2-plus-2-Regel aufnahm. Das Plenum der Kantonskammer
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schloss sich diesem Vorschlag diskussionslos an, womit die abgeänderte Vorlage zurück
in den Nationalrat gelangte. 
In der ständerätlichen Beratung hatte Bundesrätin Leuthard bereits ihr Wohlwollen mit
der abgeänderten Motion ausgedrückt und versprochen, diese im Rahmen des zu
erarbeitenden Gesetzes über elektronische Medien umzusetzen. 49

In der Frühjahrssession 2018 hatte sich der Nationalrat mit einer geänderten Fassung
der Motion KVF-SR zur Gewährleistung der Medienvielfalt in der Schweiz zu befassen.
Das Anliegen, das in Zusammenhang mit der Werbeallianz Admeira steht und als
Reaktion auf zwei parlamentarische Initiativen lanciert wurde, sah in seiner
ursprünglichen Form vor, im Rahmen der Erarbeitung des geplanten Mediengesetzes
eine Revision von Art. 29 RTVG vorzubereiten, gemäss welcher die SRG bei
Kooperationen mit anderen Medienunternehmen die Diskriminierungsfreiheit
sicherstellen und zur Angebots- und Meinungsvielfalt beitragen soll. Die KVF-NR sah
hingegen raschen Handlungsbedarf und schlug deshalb ihrem Rat mit 16 zu 6 Stimmen
bei 3 Enthaltungen vor, nicht auf das neue Mediengesetz zu warten, sondern sogleich
eine RTVG-Revision anzugehen. Der Nationalrat stimmte der so geänderten Fassung mit
120 zu 68 Stimmen zu. Gegen Zustimmung zur Motion votierte die geschlossene Linke
und eine knappe Mehrheit der CVP-Fraktion. 50

MOTION
DATUM: 27.02.2018
MARLÈNE GERBER

Eine im Nachgang der Abstimmung zur No-Billag-Initiative eingereichte Motion der
BDP-Fraktion forderte Effizienzsteigerungen bei der SRG. Mit Annahme der Motion
wäre die SRG aufgefordert gewesen, ihr jährliches Budget von CHF 1.2 Mrd. auf CHF 1
Mrd. zu kürzen. Ferner wäre die Unternehmensabgabe erst bei einem Jahresumsatz von
CHF 5 Mio. statt CHF 500'000 zum Tragen gekommen und die Privathaushalte hätten
höchstens CHF 320 pro Jahr für die Nutzung des öffentlichen Rundfunks bezahlen
müssen. So weit kam es aber nicht: In der Sommersession 2020 wurde der Vorstoss
abgeschrieben, da er nicht innert der vorgeschriebenen Frist von zwei Jahren vom
Parlament beraten worden war. 51

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARLÈNE GERBER

Mit 15 zu 4 Stimmen beschloss die KVF-NR im April 2018 grossmehrheitlich, die vom
Ständerat befürwortete Abänderung der Motion betreffend die Stärkung von
elektronischen Service-public-Angeboten ausserhalb der SRG (Aufhebung der 2-
plus-2-Regel) anzunehmen, und gelangte mit dieser Empfehlung an den Nationalrat. 52

MOTION
DATUM: 16.04.2018
MARLÈNE GERBER

Mitte April 2018 beschloss die KVF-NR mit 15 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen, der vom
Ständerat abgeänderten Motion betreffend das Shared-Content-Modell zuzustimmen.
Somit zeigte auch sie sich konziliant, was den Erwerb von Urheber- und
Nutzungsrechten mit dem Ziel der Weitergabe von Eigen- und Fremdproduktionen
betraf. 53

MOTION
DATUM: 16.04.2018
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten seiner einstimmigen Kommission lehnte der Ständerat in der
Sommersession 2018 die vom Nationalrat im Frühjahr abgeänderte Motion der KVF-SR
zur Gewährleistung der Medienvielfalt in der Schweiz ab. Somit bekräftigte die
Kantonskammer den Entschluss, dass die Bestimmungen zu den nicht konzessionierten
Tätigkeiten der SRG erst im Rahmen der Ausarbeitung des neuen Mediengesetzes
geändert werden sollten. Gleichzeitig beriet der Ständerat die parlamentarische
Initiative Hiltpold, welcher er aus demselben Grund keine Folge gab. 54

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2018 folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission
und nahm die abgeänderte Motion der KVF-NR zur Aufhebung der 2-plus-2-Regel
diskussionslos an. 55
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Diskussionslos folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission und nahm die
vom Ständerat abgeänderte Motion der KVF-NR betreffend das Shared-Content-
Modell an. Private Medienanbieter sollen per Gesetzesänderung somit in Zukunft die
Möglichkeit erhalten, ausgestrahlte SRG-Beiträge auf ihren eigenen Plattformen
niederschwellig zu verwenden. 56

MOTION
DATUM: 07.06.2018
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2018 beriet der Ständerat eine Motion Candinas (cvp, GR), die
Subventionen an Berg- und Randregionen von der Vergütungspflicht befreien wollte.
In der Wintersession 2016 hatte sich der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates dazu
entschlossen, eine abgeänderte Version der Motion anzunehmen, gemäss welcher
Subventionen zur Archivierung der Programme, zur Förderung der Errichtung von
Sendernetzen aufgrund Einführung neuer Verbreitungstechnologien sowie zur
Aufbereitung von Sendungen für Personen mit Hörbehinderung nicht mehr länger als
vergütungspflichtige Einnahmen gelten sollten. Hingegen würden Einnahmen aus dem
Gebührenanteil nach wie vor in die Berechnung der Höhe der urheberrechtlich
geschuldeten Vergütung einfliessen und nicht – wie vom Motionär verlangt – ebenfalls
davon ausgenommen werden. Mit 6 zu 4 Stimmen beschloss die KVF-SR, ihrem Rat zu
beantragen, der Version des Nationalrats zu folgen. Die Mehrheit der zuständigen
Kommission hielt die abgeänderte Motion für einen austarierten Kompromiss zwischen
dem Anspruch auf Schutz geistigen Eigentums und der Sicherstellung der
Informationsversorgung in Rand- und Bergregionen. Dem Ständerat lag ferner ein von
SP- und FDP-Vertretern gestützter Minderheitsantrag vor, der das Anliegen zur
Ablehnung empfahl und es der Schweizer Genossenschaft der Urheber und Verleger
von Musik (SUISA) und den privaten Radios überlassen wollte, die Vergütungspflicht zu
regeln. Zudem sei durch einen Anhang zum gemeinsamen Tarif S unterdessen eine
Forderung der Motion bereits erfüllt worden (Ausnahme der Subventionierung für
Umstellung auf DAB+). Im Rat legte Minderheitssprecherin Savary (sp, VD) ihre
Interessenbindung als Vorstandsmitglied der SUISA offen und beteuerte die Wichtigkeit
der Einnahmen aus der Vergütungspflicht gerade für lokale Künstler, weswegen diese
Einnahmen nicht zu schmälern seien. Gleichzeitig zeigte sie auch Verständnis für die
schwierige Situation der Radiostationen in Randregionen und beteuerte, diese
ansonsten immer zu unterstützen. Unterstützt wurde die Minderheitssprecherin von
Anita Fetz (sp, BS) und Ruedi Noser (fdp, ZH), die beide betonten, keinerlei
Interessenbindungen in der Musikbranche zu haben. Zum Schluss entschied der
Ständerat mit 21 zu 22 Stimmen (ohne Enthaltungen) denkbar knapp zu Gunsten der
Kommissionsminderheit und erledigte den Vorstoss durch Ablehnung. 57

MOTION
DATUM: 13.06.2018
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2018 diskutierte der Ständerat über drei Vorstösse, die im
Nachgang des Bundesgerichtsentscheids, der die Unterstellung der Radio- und
Fernsehgebühren unter die Mehrwertsteuer als unzulässig eingestuft hatte, eingereicht
worden waren und die allesamt die Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen
Mehrwertsteuer forderten. Dabei lagen dem Rat die jeweils einstimmig gefällten
Anträge der KVF-SR vor, gemäss welchen die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG)
anzunehmen sowie die Motion der KVF-NR abzulehnen und der bis anhin noch nicht
behandelten Standesinitiative des Kantons Genf keine Folge zu geben sei. Im Plenum
begründete Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) diesen Entschluss damit, dass einzig
die offen formulierte Motion Flückiger-Bäni es erlaube, das – zum Zeitpunkt der
parlamentarischen Beratung noch ausstehende – Urteil des Bundesgerichts
umzusetzen. Ein 2017 gefällter Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, der
Einzelklägern Recht gegeben und die Billag zur Rückerstattung aufgefordert hatte, war
vom UVEK weitergezogen worden, worauf sich das Bundesgericht erneut mit der Sache
zu befassen und über die konkrete Verjährung des Rückerstattungsanspruches zu
entscheiden hatte. Mit einer Gegenstimme folgte die Kantonskammer dem Antrag ihrer
Kommission und nahm das Anliegen Flückiger-Bäni als Zweitrat an. 58

MOTION
DATUM: 12.09.2018
MARLÈNE GERBER

Neben der Motion Flückiger Bäni und der Standesinitiative des Kantons Genf beriet der
Ständerat in der Herbstsession 2018 mit der Motion der KVF-NR ein weiteres Anliegen,
das die Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen Billag-Mehrwertsteuern
forderte. Im Unterschied zur Motion der Aargauer SVP-Nationalrätin enthielt der
Kommissionsvorstoss konkrete Forderungen zur Ausgestaltung der Rückerstattung: Die
unrechtmässig bezahlte Mehrwertsteuer solle allen Konsumentinnen und Konsumenten
für die letzten fünf Jahre zurückerstattet werden. Die vorberatende KVF-SR vertrat
einstimmig die Meinung, dass die Gesetzgebung an das – zu gegebener Zeit noch
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hängige – Urteil des Bundesgerichts angepasst werden solle und die
Kommissionsmotion hierfür nicht ausreichend Spielraum lasse. Der Ständerat folgte
dieser Empfehlung stillschweigend und lehnte die Motion ab. 59

Mit der neuen Konzession wird die SRG  ab 2019 verpflichtet, in ihrem Jahresbericht
jeweils die Kosten von Sendungen oder Formaten, Sparten und Sendern auszuweisen.
Dies entspricht der Forderung einer überwiesenen Motion Wasserfallen (fdp, BE), die
von der SRG eine transparentere Kostenrechnung gefordert hatte. Im Rahmen der
Behandlung des Berichts über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahre 2018 schrieb das Parlament die Motion deshalb auf Antrag des Bundesrates in der
Sommersession 2019 ab. 60

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

An einer Sitzung zu den Beschlüssen des Bundesrates zur schrittweisen
Wiedereröffnung in der Coronavirus-Pandemie beschloss die WAK-NR zahlreiche
Kommissionsmotionen, die auf eine rasche wirtschaftliche Öffnung abzielten und die
Unternehmen stärker entlasten sollten. Unter anderem forderte die nationalrätliche
Wirtschaftskommission in einer Motion, dass Arbeitsgemeinschaften sofort von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien seien, damit
juristische Personen nicht doppelt – also als eigenes Unternehmen und als Teil einer
Arbeitsgemeinschaft – zahlungspflichtig seien. Neu ist diese Forderung nicht. Bereits
die Verkehrs- und Fernmeldekommissionen beider Räte hatten hier im Vorjahr
Handlungsbedarf erkannt und drei parlamentarische Initiativen mit dieser Forderung
unterstützt (Pa.Iv. 19.411; Pa.Iv. 19.412; Pa.Iv. 19.413). Vor dem Hintergrund der Corona-
Krise erachtete es die WAK-NR jedoch als dringend, dass diese Mehrfachbelastung
augenblicklich sistiert werde, bis die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen
vorliegen würden. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Dabei führte er an, dass die
Arbeiten der KVF-SR bereits weit fortgeschritten seien und eine Entlastung der
Arbeitsgemeinschaften nur eine beschränkte Wirkung hätte: Für das Jahr 2019 müssten
1'250 Arbeitsgemeinschaften Abgaben in der Höhe von insgesamt CHF 1.22 Mio.
bezahlen. In diesem Falle sei also die Verhältnismässigkeit für einen notrechtlichen
Eingriff nicht gegeben. Ferner wies er darauf hin, dass gerade kleinere Unternehmen
und Arbeitsgemeinschaften im kommenden Jahr durch die kurz zuvor kommunizierte,
neue Tarifregelung künftig stark entlastet würden. 61

MOTION
DATUM: 21.04.2020
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen seiner Ende April 2020 publizierten Botschaft für ein Massnahmenpaket zur
Medienförderung beantragte der Bundesrat, eine Motion der KVF-NR mit der
Forderung nach Aufhebung der 2-plus-2-Regel als erfüllt abzuschreiben, da man
dieser Forderung im Zuge der geplanten Anpassung des Radio- und Fernsehgesetzes
mit der Aufhebung des betreffenden Artikels 44 Absatz 3 des RTVG nachkomme. Auch
mit Aufhebung dieser Regel bestehe durch eine weitere Bestimmung im Gesetz ein
griffiger Mechanismus, um die Konzentration von Konzessionen zu verhindern:
Bewürben sich mehrere Anbietende um eine Konzession, würde diejenige Bewerbung
bevorzugt, die die Meinungs- und Angebotsvielfalt am meisten bereichert. 62

MOTION
DATUM: 29.04.2020
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen seiner Ende April 2020 publizierten Botschaft für ein Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien beantragte der Bundesrat die Abschreibung einer Motion der
KVF-NR mit der Forderung zur Etablierung eines Shared-Content-Modells, gemäss
welchem private Schweizer Medienanbietende SRG-Beiträge niederschwellig auf ihren
eigenen Plattformen weiterverwenden dürften. Diese Forderung sei mit der neuen, seit
Januar 2019 in Kraft stehenden SRG-Konzession erfüllt worden: Die SRG wurde damit
verpflichtet, Kurzversionen ihrer tagesaktuellen, audiovisuellen Inhalte privaten
Medienunternehmen in der Schweiz zugänglich zu machen, sofern letztere die
Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und Journalisten des
Schweizerischen Presserats anerkennen. 63
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Während den Printmedien aufgrund der Corona-Pandemie rund die Hälfte der
Werbegelder zu entgehen drohe, belaufe sich derselbe Anteil für private Radio- und
Fernsehstationen gemäss den Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen gar auf
60 bis 95 Prozent. Neben zwei gleichlautenden Motionen, die eine Überbrückungshilfe
für die Presse forderten (Mo. 20.3145, Mo. 20.3154), reichten die KVF-SR (Mo. 20.3146)
und die KVF-NR (Mo. 20.3155) deswegen zwei weitere, ebenfalls gleichlautende
Motionen mit der Forderung nach Nothilfe für private Radio- und Fernsehstationen
ein. Finanziert werden sollte die Nothilfe mit Geldern aus der Schwankungsreserve der
Radio- und Fernsehabgabe, die derzeit CHF 60 Mio. betrage, wobei die Motionen eine
Ausschüttung in der Höhe von CHF 30 Mio. verlangten. Sofern ein Empfänger trotzdem
mit einem positiven Jahresergebnis schliessen würde, wäre er zur Rückzahlung
verpflichtet.
Der Bundesrat stellte sich ablehnend zu den Motionen. Die Reserve diene lediglich als
Sicherheit für den Fall von stark ertragsmindernden Planungsabweichungen  – in Bezug
auf die Entwicklung der Haushalte und Unternehmen, einen Adressdatenausfall oder
Debitorenverluste  –  und eine Zweckänderung sei nicht angezeigt. Darüber hinaus habe
man die zu erwartenden Überschüsse bereits durch die im April angekündigte Senkung
der Radio- und Fernsehabgabe sowie den veränderten Abgabenanteil für die
Unternehmen berücksichtigt. Würden Nothilfegelder aus der Reserve ausgeschüttet,
bestehe die Gefahr, dass eine neuerliche Tarifanpassung, dieses Mal gegen oben,
vorgenommen werden müsste. Ebenso wie bei den Motionen mit der Forderung nach
Unterstützungshilfen für die Presse verwies der Bundesrat auf die bereits
beschlossenen Sofortmassnahmen, namentlich die Möglichkeit zur Aufnahme von
zinslosen oder zinsgünstigen, durch den Bund verbürgten Krediten, die den privaten
Sendern bereits offen stünden.
Anders sah dies das Parlament: Mit deutlichen 40 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen
nahm der Ständert die Motion in der ausserordentlichen Session vom Mai 2020 an. Tags
darauf folgte der Nationalrat diesem Entscheid ebenfalls deutlich mit 179 zu 11 Stimmen
bei 3 Enthaltungen. 64

MOTION
DATUM: 04.05.2020
MARLÈNE GERBER

Unbeirrt von den Ausführungen des Bundesrates nahm der Nationalrat in der
ausserordentlichen Session zur Bekämpfung des Coronavirus mit 106 zu 56 Stimmen (4
Enthaltungen) eine Motion seiner WAK-NR an, die Arbeitsgemeinschaften sofort von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe befreien wollte. In der
Parlamentsdebatte äusserte Kommissionssprecher Regazzi (cvp, TI) sein Unverständnis
darüber, dass der Bundesrat es verpasst habe, bei der kürzlich erfolgten Anpassung der
Tarifstrukturen die Mehrfachbesteuerung von Bauunternehmen, die aufgrund einer
Einbindung in projektspezifische Arbeitsgemeinschaften doppelt besteuert würden,
abzuschaffen. Im Hinblick auf die aktuelle, Pandemie-bedingte Wirtschaftskrise gelte
es, augenblicklich zu handeln und nicht die Arbeiten der KVF-SR zur Umsetzung der
drei parlamentarischen Initiativen mit derselben Forderung abzuwarten (Pa.Iv. 19.411;
Pa.Iv. 19.412; Pa.Iv. 19.413). 
Anders entschied der Ständerat tags darauf. Der kleinen Kammer lag ein
Ordnungsantrag der WAK-SR auf Sistierung der Motion bis zur Behandlung der drei
parlamentarischen Initiativen im Parlament vor, die Kommissionssprecher Engler (cvp,
GR) bereits für die Sommersession 2020 in Aussicht stellte. Der Ständerat folgte diesem
Antrag diskussionslos. 65

MOTION
DATUM: 06.05.2020
MARLÈNE GERBER

In einer kurz nach der Ablehnung der No-Billag-Initiative eingereichten Motion forderte
die Fraktion der Grünen den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der neuen SRG-
Konzession Massnahmen zur Reduktion der Werbung zu treffen. Dabei bezog sie sich
unter anderem auf eine Anfang 2018 erschienene Untersuchung des BAKOM zu
Auswirkungen der Werbeeinschränkungen für die SRG, worin das Bundesamt
prognostizierte, dass die Einnahmen der TV-Werbung noch bis 2023 leicht ansteigen,
danach aber in ähnlichem Umfang wie bei der Presse sinken würden. Ein Abbau von
Werbung verringere folglich auch die Abhängigkeit der SRG-Programme von dieser
Einnahmequelle. Ferner fördere der Abbau von Werbung die Unterscheidbarkeit
zwischen dem öffentlichen Sender und den privaten Anbietern. 
In seiner ablehnenden Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die SRG aufgrund der
Plafonierung der Gebühreneinnahmen, der höheren Anforderungen an den Service
public und der abnehmenden Werbeeinnahmen bereits einem beträchtlichen
Spardruck ausgesetzt sei und bei einem zusätzlichen Finanzierungsengpass ein
Leistungsabbau nicht ausgeschlossen werden könne. 
Das Parlament bekam nie die Möglichkeit, sich zu diesem Vorstoss zu äussern; die

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARLÈNE GERBER
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Motion wurde in der Sommersession 2020 nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben. 66

Im Zusammenhang mit der Beratung des Bundesgesetzes über die pauschale
Rückvergütung der Mehrwertsteuer auf den RTVG-Empfangsgebühren schrieben die
beiden Parlamentskammern die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG), die zur
Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen Mehrwertsteuer und somit zur
erwähnten Vorlage geführt hatte, in der Sommer- und Herbstsession 2020 als erfüllt
ab. 67

MOTION
DATUM: 10.09.2020
MARLÈNE GERBER

Während sowohl die Printmedien als auch Fernsehveranstalter und kommerzielle
Radioveranstalter mit einer UKW-Funkkonzession aufgrund stark rückläufiger
Sponsoring- und Werbeeinnahmen während der Corona-Pandemie von Soforthilfe
durch den Bund profitieren konnten, waren die DAB-Radios bislang leer ausgegangen,
konstatierte die KVF-NR im November 2020. Sie beschloss daraufhin eine Motion, mit
der der Bundesrat beauftragt werden soll, im Jahr 2021 mindestens 50 Prozent der
Kosten der DAB+-Verbreitung für konzessionierte und meldepflichtige
Radioveranstalter zu übernehmen und seinen Beitrag nicht wie vorgesehen auf 30
Prozent zu belassen. Der Bundesrat erklärte in seiner Antwort, dass das BAKOM bereits
im Oktober Technologieförderbeiträge in der Höhe von 45 Prozent für
abgabefinanzierte Radioveranstalter, respektive 40 Prozent für alle übrigen
Radioveranstalter, festgelegt habe, wobei das Bundesamt – sofern es der finanzielle
Spielraum erlaube – diesen Beitrag noch auf 50 Prozent erhöhen könnte. Aus diesen
Gründen beantragte der Bundesrat, die Motion als bereits erfüllt abzulehnen. Nachdem
UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga in der Wintersession 2020 im Nationalrat
bestätigt hatte, dass die Differenzen zwischen der einstimmigen Kommission und dem
Bundesrat «nicht wirklich gewaltig» seien, schlug sie vor, als kleines
Weihnachtsgeschenk auf die Abstimmung zu verzichten. Somit passierte die Motion den
Nationalrat ohne Abstimmung, womit die grosse Kammer im Sinne der Kommission ein
politisches Bekenntnis zur Unterstützung der DAB-Radios in der Krise abgab. 68

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARLÈNE GERBER

Nachdem im Juni 2020 der Ständerat dem bundesrätlichen Antrag zugestimmt hatte,
die Motion «Shared-Content-Modell» abzuschreiben, wurde der Antrag auf
Abschreibung im März 2021 im Rahmen der Debatte über das «Massnahmenpaket
zugunsten der Medien» auch im Nationalrat angenommen. 69

MOTION
DATUM: 02.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER

Im Zusammenhang mit der Bearbeitung des Bundesratsgeschäfts «Massnahmenpaket
zugunsten der Medien» im Nationalrat im März 2021 wurde die Motion zur sogenannten
«2-plus-2-Regel» abgeschrieben. Zuvor hatte der Bundesrat die Abschreibung
beantragt, der das Anliegen mit der Beratung über Änderungen betreffend das RTVG im
Rahmen der Debatte zum Massnahmepaket als erfüllt ansah. 70

MOTION
DATUM: 02.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER

Die KVF-SR beantragte im Januar einstimmig, die Motion ihrer Schwesterkommission
«Stützung der DAB+-Radios in der Covid-19-Krise» abzulehnen. Dies tat sie nicht
etwa, weil sie glaubte, die DAB+-Radios seien der Unterstützung unwürdig, sondern weil
sie das Anliegen mit der vom BAKOM im Oktober gesprochenen Erhöhung der
Unterstützungsbeiträge von den ursprünglich vorgesehenen 30 Prozent auf 50 Prozent
bereits als erfüllt ansah.
In der Frühjahressession 2021 folgte der Ständerat dieser Argumentation diskussionslos
und lehnte die Motion ab. 71

MOTION
DATUM: 09.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER

Die KVF-SR beantragte im April 2021 einstimmig, die Motion der WAK-NR «RTVG-
Abgabe. Abschaffung der Mehrfachbesteuerung von Arbeitsgemeinschaften» zur
Ablehnung zu empfehlen. Ebenso beantragte sie den parlamentarischen Initiativen
19.413, 19.412 und 19.411 keine Folge zu geben, respektive sie abzuschreiben. Die
Kommission begründete ihren Entscheid damit, dass diese Anliegen bereits im Rahmen
des von beiden Räten verabschiedeten Entwurf 2 des Medienpakets umgesetzt worden
seien. 72

MOTION
DATUM: 16.04.2021
CHRISTIAN GSTEIGER
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Im Namen der Kommission empfahl KVF-SR-Präsident Engler (mitte, GR) in der
Sommersession 2021 dem Ständerat die Motion der WAK-NR «RTVG-Abgabe.
Abschaffung der Mehrfachbesteuerung von Arbeitsgemeinschaften» zur Ablehnung.
Den drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen 19.411, 19.412 und 19.413
beantragte die Kommission, keine Folge zu geben respektive deren Abschreibung. Diese
fast identischen Anliegen seien im vergangenen Jahr bereits im Rahmen des
Medienförderungspakets behandelt und damit erfüllt worden, per 1. Januar 2021 traten
sie in Kraft. Auch der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Der Ständerat
folgte den Empfehlungen diskussionslos. 73

MOTION
DATUM: 01.06.2021
CHRISTIAN GSTEIGER

Suivant la proposition émise par le Conseil fédéral, les chambres ont accepté de
classer les motions 20.3146 et 20.3155, dont le contenu était identique. Les mesures
de soutien aux radios et télévisions privées souhaitées par les dépositaires de ces deux
objets avaient été accordées dans le cadre de l'ordonnance Covid-19 médias
électroniques. 74

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Durant la session d'hiver, le Conseil des Etats a accepté unanimement une motion
demandant au Conseil fédéral de ne pas stopper la diffusion FM tant que le DAB+ ainsi
que la radio internet n'atteignent pas une part de marché cumulée de 90 pour cent.
Dépositaire de l'objet, le zurichois Ruedi Noser (plr, ZH) reconnaissait que le passage de
la diffusion FM à d'autres technologies de diffusion était inévitable. Il souhaitait
cependant inciter le Conseil fédéral à reconsidérer certains aspects, en particulier
celui des subventions pour le DAB+. En relevant qu'il s'agit là d'un standard uniquement
dédié à la radio, il craignait que la Confédération ne soutienne une technologie bientôt
dépassée, alors qu'à l'avenir, la majorité de la diffusion radiophonique pourrait se faire
via internet. Le sénateur zurichois donnait en ce sens l'exemple des voitures, vendues
aujourd'hui la plupart du temps avec un système de diffusion qui se fait par
l'intermédiaire du téléphone portable, et donc d'internet. En conclusion, la
prolongation du financement de la diffusion FM devait donner l'opportunité à la
Confédération de réfléchir à la technologie à utiliser dans le futur et à laquelle allouer
des subventions, argumentait l'élu zurichois.
D'autres interventions parlementaires aux griefs similaires à celle de Ruedi Noser ont
été déposées en lien avec l'annonce conjointe des diffuseurs radio et de la SSR de ne
plus diffuser de programmes en FM à partir de 2023, contrairement à la décision
initiale qui prévoyait l'arrêt à fin 2024. Les conseillers nationaux UDC Franz Grüter (LU)
et Thomas Aeschi (ZG) ont retirés leurs motions après que leurs exigences aient été
prises en compte, alors que la motion de Mauro Tuena (udc, ZH) a été classée, n'ayant
pas été traitée dans le délai imparti. 
La pression politique contre l'abandon de la FM a trouvé des échos dans la presse. Le
pionnier de la radio privée en Suisse Roger Schawinski s'est exprimé à de nombreuses
reprises dans les médias pour demander le maintien de la FM, avant de lancer une
pétition qui a recueillie près de 60'000 signatures. En outre, il a reçu le soutien de
Doris Leuthard. Rappelant que les pays voisins n'ont de leur côté pas abandonné la
diffusion FM, l'ancienne conseillère fédérale a souligné qu'un «Alleingang» de la Suisse
serait inutile, les voitures devant avoir la possibilité de réceptionner la radio «du sud de
l'Italie au nord de l'Allemagne», y compris celles qui sont équipées pour recevoir les
ondes FM ultra-courtes. En effet, à peine la moitié de voitures immatriculées en Suisse
seraient équipés du DAB+ ou de la réception internet, d'après les opposants de
l'abandon de la diffusion FM. Face à cette résistance, les radiodiffuseurs et la SSR ont
annoncé fin août 2021 revenir à leur choix initial, c'est-à-dire de débrancher la
diffusion analogique en FM à la fin de l'année 2024. 75

MOTION
DATUM: 01.09.2021
MATHIAS BUCHWALDER

A l'instar de son collègue Thomas Aeschi (udc, ZG), le conseiller national lucernois
Franz Grüter (udc) a retiré sa motion demandant au Conseil fédéral de maintenir la
diffusion des fréquences radio à ondes ultra-courtes (OUC) jusqu'en 2025. Les
exigences de cette intervention ont été partiellement remplies avec l'annonce des
radiodiffuseurs et de la SSR de renoncer à l'arrêt anticipé des stations FM entre juin
2022 et janvier 2023. Sous la pression politique, ceux-ci ont fait machine arrière et
sont revenus à leur décision initiale d'abandonner les OUC à la fin de l'année 2024. 76

MOTION
DATUM: 03.09.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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Via une motion, le conseiller national Thomas Aeschi (udc, ZG) demandait au Conseil
fédéral de renoncer à l'abandon forcé de la diffusion FM prévu entre 2022 et 2023,
ceci pour donner plus de temps aux utilisateurs et utilisatrices pour passer au DAB+ ou
à la diffusion via internet, en particulier les personnes âgées, les automobilistes ou les
touristes. 
Les diffuseurs de radio et la SSR ayant annoncé fin août 2021 revenir à leur décision
initiale de ne plus diffuser de programmes FM à partir du 31 décembre 2024, les
exigences de la motion étaient remplies. Le parlementaire zougois a alors retiré son
intervention, comme son camarade de parti Franz Grüter, qui avait déposé un objet
similaire. 77

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MATHIAS BUCHWALDER

N'ayant pas été traitée par le Conseil national dans le délai imparti, la motion de Mauro
Tuena (udc, ZH) concernant l'abandon de ondes ultra-courtes (OUC) a été classée. Ses
exigences ont cependant été remplies, la SSR et les diffuseurs radio étant revenus en
août 2021 à leur décision initiale d'abandonner les OUC en 2024.

MOTION
DATUM: 01.10.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Alors qu'il était d'abord envisagé de la débrancher entre mi-2022 et début 2023, le
secteur radiophonique s'est finalement mis d'accord en août 2021 pour prolonger le
fonctionnement de la diffusion FM jusqu'à fin 2024. Ce revirement, conséquence de
nombreuses contestations, rend la motion 21.3648 inutile. C'est en tout cas l'avis d'une
majorité de la commission des transports et des télécommunications du Conseil
national (CTT-CN), qui propose de rejeter l'objet par 19 voix contre 6. Selon elle,
l'objectif de la motion – ne pas interrompre la diffusion FM avant que la part de marché
du DAB+ et de la radio internet ne se situe aux alentours de 90 pour cent – sera atteint
sans difficulté d'ici la date butoir, au-delà de laquelle les concessions des émetteurs
FM ne seront pas renouvelées, c'est-à-dire 2024. À l'heure actuelle, la part de la FM ne
représente déjà plus que 12 pour cent des auditeurs. 78

MOTION
DATUM: 05.05.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Il existe pléthore de bonnes raisons de prolonger l'utilisation de la diffusion FM. C'est
en tout cas l'avis de Philipp Kutter (centre, ZH), qui en a exposé plusieurs de ces raisons
devant le Conseil national. Premièrement, le parlementaire zurichois a souligné que
l'abandon de la FM, programmé en 2024, va exclure les personnes qui n'écoutent la
radio que par le biais de cette technologie. Leur part se monte actuellement à 12 pour
cent. De plus, cela affaiblirait les stations de radio proches des frontières, dont les
auditeurs et auditrices se rabattront sur des stations étrangères. Des milliers
d'appareils électroniques vont devenir inutilisables du jour au lendemain, finissant ainsi
à la déchetterie. Enfin, la sécurité nationale en pâtira, car les ondes FM facilitent la
communication en temps de crise. En particulier, l'abandon de cette technologie
affecterait la sécurité routière car la moitié des conducteurs et conductrices du pays
reçoivent les informations routières grâce à la diffusion FM, selon le député Kutter.
Celui-ci considère donc que la motion Noser, qui demande de ne pas interrompre la
FM avant que les autres technologies n'aient dépassé 90 pour cent de parts du marché,
constitue un objectif minimum. Adoptée à l'unanimité par le Conseil des États, la
motion bénéficie en outre du soutien du Conseil fédéral. Cependant, la commission
des transports et des télécommunications du national (CTT-CN) ne partage pas cette
opinion: d'ici 2024, la part du marché de la diffusion FM sera certainement passée sous
les 10 pour cent sans prendre de mesures particulières. La décision de l'interrompre à
cette échéance ne peut donc être qualifiée de prématurée. Par 79 voix contre 73 (24
abstentions), le Conseil national, suivant l'avis de sa commission, a rejeté la motion.
Les principaux soutiens à l'objet ont émergé des fractions du Centre et de l'UDC. 79

MOTION
DATUM: 15.06.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Déposée par le conseiller national thurgovien Christian Lohr (centre) en 2020, la
motion 20.4671 a été classée sans être traitée par les chambres. Elle demandait une
modification de la loi de manière à ce que le Contrôle fédéral des finances (CDF) puisse
surveiller la SSR. Le Conseil fédéral recommandait son rejet. Insatisfait par cette issue,
le député tessinois Marco Romano (centre) a déposé un objet de teneur identique, mais
cette fois-ci sous la forme d'une initiative parlementaire. 80

MOTION
DATUM: 16.12.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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Par l'intermédiaire d'une motion, le socialiste bâlois Mustafa Atici (BS) désire que la SSR
soit plus attentive à la représentation et à la participation de la population immigrée.
Pour tenir compte de sa diversité culturelle et linguistique, la Suisse doit faire en sorte
que ses médias de service-public atteignent les populations issues de l'immigration, a
argumenté le député d'origine kurde, et binational turco-suisse. Il a également souhaité
que les organes de direction de la SSR soient poussés à prendre cette diversité en
compte de manière plus prononcée. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Le DETEC répondra aux attentes de la
motion dans le cadre de son activité normale de surveillance en veillant à l'application
de l'article 14 de la concession, qui traite des personnes issues de la migration.
Cependant, il ne revient pas à la Confédération de s'immiscer dans la politique du
personnel de la SSR, laquelle bénéficie d'une autonomie d'organisation en vertu de la
LRTV. Le Conseil national a suivi l'avis du gouvernement en refusant la motion par 125
voix contre 68 (0 abstention). Le camp rose-vert s'est retrouvé isolé. 81

MOTION
DATUM: 26.09.2023
MATHIAS BUCHWALDER

Presse

Die durch die Corona-Pandemie eingetretene wirtschaftliche Krise traf auch die bereits
angeschlagenen Printmedien mit voller Wucht. Die bereits in den Vorjahren stark
rückläufigen Werbezahlen im Bereich der Printmedien drohten aufgrund des
Lockdowns massiv einzubrechen. Die KVF-SR (20.3145) und die KVF-NR (20.3154)
lancierten im Vorfeld der ausserordentlichen Session im Mai 2020 zwei identische
Motionen, die zum Erhalt der unabhängigen und leistungsfähigen Medien eine
Überbrückungshilfe für die aktuelle Krisenzeit beantragten. Konkret forderten die
Kommissionen, dass das bereits im Vorjahr angekündigte Massnahmenpaket zur
Medienförderung so rasch als möglich vom Parlament beraten werde. Bis zum
Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Grundlage sollen verschiedene temporäre
Massnahmen verhindern, dass die Presse irreparable Schäden erleide. Aus diesem
Grund forderten die Kommissionen die Aufstockung der finanziellen Unterstützung für
Keystone-SDA, die kostenlose Zustellung der Regional- und Lokalzeitungen durch die
Schweizerische Post sowie eine vergünstigte Postzustellung für die nationalen Tages-
und Wochenzeitungen, sofern diese für das Geschäftsjahr 2020 auf die Auszahlung von
Dividenden verzichteten. Die Kommissionen begründeten ihre Forderungen mit dem
Umstand, dass die redaktionelle Arbeit der Medien in der Krisenzeit umso mehr gefragt
und Kurzarbeit deswegen keine Option sei. Die Branche rechne je nach Dauer der Krise
für das Jahr 2020 mit einem Printwerberückgang im Umfang von CHF 400 Mio., was
einer Halbierung des Werbeumsatzes entspreche, wie Matthias Aebischer (sp, BE) für
die nationalrätliche Kommission vor der grossen Kammer ausführte. 
In seiner ablehnenden Antwort wies der Bundesrat darauf hin, dass er die Botschaft
zum Massnahmenpaket für die Medien seit Einreichen der Motionen bereits zuhanden
des Parlaments verabschiedet habe. Er zeigte sich überzeugt, dass langfristig angelegte
Massnahmen zielführender seien als Soforthilfen und dass wo immer möglich auf
Notrecht verzichtet werden solle. Der Bundesrat habe bereits Sofortmassnahmen
beschlossen, die auch den Medien zur Verfügung stünden, so etwa zinslose oder
zinsgünstige, durch den Bund verbürgte Kredite. Diese sollten dazu dienen, kurzfristige
Liquiditätsengpässe zu beheben. 
Der Ständerat nahm die Motion der KVF-SR in der ausserordentlichen Session im Mai
2020 entgegen der Haltung des Bundesrates mit 32 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. Ebenso gelangte der Nationalrat nach Beratung der hauseigenen Motion am Folgetag
zu einem positiven Beschluss. Anders als dem Ständerat lag der grossen Kammer jedoch
ein Ablehnungsantrag einer rechtsbürgerlichen Kommissionsminderheit vor. Der
Nationalrat nahm die Motion entgegen der Kommissionsminderheit mit 124 zu 66
Stimmen bei 3 Enthaltungen an. 82

MOTION
DATUM: 04.05.2020
MARLÈNE GERBER

Dans le cadre de son rapport sur les motions et postulats 2020, le Conseil fédéral
proposait au parlement de classer les motions 20.3145 et 20.3154. Les revendications
de ces deux objets, déposés respectivement par la commission des transports et des
télécommunications du Conseil des États (CTT-CE) et sa consœur du National (CTT-CN),
ont été prises en compte avec l'ordonnance Covid-19 presse écrite. La proposition du
Conseil fédéral n'ayant pas été contestée par les chambres, ces deux motions ont donc
été classées. 83

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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Medienpolitische Grundfragen

Der Gesetzgeber beschäftigte sich im Berichtsjahr vornehmlich mit der SRG und der
Teilrevision zum Radio- und Fernsehgesetz. Die Motion für ein „Neues System für die
Erhebung der Radio- und Fernsehgebühren“ wurde vom Ständerat überwiesen,
nachdem der Nationalrat sie bereits 2010 angenommen hatte. Ein Postulat und eine
Motion Fehr (sp, SH), die einen Bericht und ein Observatorium zu den Dynamiken im
Internet forderten, um damit auch den gezielten Umgang mit neuen Medien zu fördern,
wurden in der grossen Kammer hingegen abgelehnt. Weiter setzte der Bundesrat auf
die Selbstregulierung der Medien. 84

MOTION
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Darüber, dass der im Herbst 2019 gefällte Entscheid zur Erweiterung des Sachbereichs
«Medien» zu «Medien und Medienvielfalt» Sinn mache, waren sich die Büros und
Kommissionen im Grunde einig. Hingegen zeigte sich Uneinigkeit in Bezug auf die Frage,
welche Kommission denn nun für diesen Sachbereich zuständig sei. Zu dieser Frage
kam es, da der Bereich «Medienvielfalt» vor der Neuzuteilung in die Kompetenz der
Staatspolitischen Kommission (SPK) fiel, während sich die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF) über viele Jahre mit dem Sachbereich «Medien» (Radio,
Fernsehen und Internet) beschäftigt hatte – konkret seit 17 Jahren, als die KVF-NR 2003
das zu revidierende Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) beriet, wie Edith Graf-Litscher
(sp, TG) für das Büro ausführte. Nach Einbezug aller Fraktionspräsidentinnen und
-präsidenten und der Konsultation der Kommissionen hatten die Büros beider Räte im
September 2019 beschlossen, den fusionierten Sachbereich auf die 51. Legislatur der
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen zuzuordnen. 
Die SPK-NR zeigte sich nicht einverstanden mit dem Entscheid und wollte mit einer
Motion das Büro des Nationalrates beauftragen, den Bereich «Medien und
Medienvielfalt» der Staatspolitischen Kommission zuzuteilen, da sie die Zuteilung zur
KVF als sachfremd erachtete. In der nationalrätlichen Debatte im Frühjahr 2020 zeigte
sich das Büro-NR überrascht, dass die SPK-NR kurz nach dieser Neuregelung bereits
wieder eine Anpassung verlangte, und begründete die Zuteilung zur KVF mit der
gängigen Praxis: Neben den RTVG-Revisionen (2006, 2014) seien etwa auch die Service-
public-Diskussionen in der KVF diskutiert und die No-Billag-Initiative von dieser
behandelt worden, womit man sich grosses Fachwissen angeeignet habe. Die Vertreter
der SPK-NR und der Sprecher einer unterstützenden Minderheit des Büro-NR
argumentierten, dass Medienpolitik eine staatspolitische Kernaufgabe sei. Die aktuellen
Entwicklungen in der Medienbranche würden viele staatspolitisch relevante Fragen in
Zusammenhang mit der öffentlichen Meinungsbildung aufwerfen, so etwa, ob es den
Medien mit den ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen auf Dauer noch gelingen
werde, «den politischen Prozess in einem Umfang, in einer Vielfalt und in einer Qualität
abzubilden, die für die direkte Demokratie noch auf der Höhe der Zeit sind», wie
Kommissionssprecher Wermuth (sp, AG) ausführte. Mit 137 zu 42 Stimmen bei 9
Enthaltungen beschloss der Nationalrat auf Anraten einer Mehrheit des Büro-NR die
Ablehnung der Motion. Unterstützende Stimmen fanden sich in allen Fraktionen, in
erster Linie aber bei der SVP-, gefolgt von der SP- und der Mitte-Fraktion. 85
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